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Bürgerliche Aus$chussmitglieder 

Sehr geehrte Frau Kruse! 

ln seiner 5. Sitzung am 25. Juni 2001 hat der‚Sonderausschuss den V\fissenschaftli- 

chen Dienst gebeten, zu der Frage Stellung zu nehmen, „ob es aus verfa_ssungs- 

rechtlicher Sicht möglich sei, generell oder im Einzelfall bürgerlichen Mitgliedern, die 

nicht direkt in die Gemeindevertretung gewählt sind, durch Gesetz die Mehrheit in
' 

endentscheidenden’ Fachausschüs$en Zu überlassen". 

' 

1. Nach 5 46 Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung (GO)'kann' die Gemeindevertre- 

tung - wenn die Hauptsatzung dies vorsieht - neben Gemeindevertreterinnen und
- 

Gemeihdev_efiretern auch Bürgerinnen und Bürger, die nicht der. Gemeindever— 

tretung angehören, zu Mitgliedern von Ausschüésen wählen (sog. „bürgerliche 

Mit'glieder“). Hiervon ausgenommen ist lediglich der Hauptaus$chuss. Die bürger— 

lichen Ausschussmitgliedef verfügen über die gleichen Mitgliedschaftsrechte wie 

die zu Ausschussmitgliedern gewählteh Gemeindevertreterinnehund Gemeinde'— 

vertreten Si'e können‘zu Ausschussvor3itzendeh gewählt werden, haben das Re— . 

derecht, das Antragérécht sowie das Recht auf Teilnahme an Abstimmungen. Das 

- Recht der bürgerlichen Mitglieder auf Teilnahme anAbstimmungen erstreckt sich 

au_ch auf Abstimmungen in Angelegenheiten, in denen die Gemeindevertretung 

Ausschüssen gemäß 5 45 Abs. 3 GO generell oder" lm Einzelfall „bestimmte Ent- 

scheidungen“ überträgt (sog. „Erledigungsausschüsse“, vgl. von Mutiuisentsch, 

Kommunalverfassungsrecht Schleswig-Hol3tein, 5 45 RN 6). 
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Neben dern „Ob“ der Mitgliedschaft bürgerlicher Mitglieder" m den Ausschüssen 
' 

_ 

hat die Hauptsatzung auch deren Anzahl z_u regeln (@ 45 Abs. 4 G9). Dabei ist zu 

bea'chten, dass die Anzahl der bürgerlichen Mitglieder die der' m dén Ausschuss 

gewählten Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter nicht erreichen darf 

’ 

(ä 46 Abs. 2 Satz 3 GO). Der Gesetzgeber hat demnach feStgelegt, daSs die 

Mehrheit' nn den Ausschüssen Von den unmittelbar vom Volk gewählten Gemein- 

devertre_terinnen und Gemeindevertretern gestellt wird. 

.. fl 

. Die Eröffnung der'Möglichkeit durch den_Gesetzgeber‚ dass Letztentscheidungen 

in den Ausschüssen de‘r‚Gemeindévertretung vbn einer Mehrheit'bürgerlicher Mit- 

glieder getroffen werden -könnén,_könnte_ gegen die spezifische Ausprägung des 

Demokratiegebots auf der Ebene der kommunalen Selbstver'waltung verstoßen. 

Nach“ Artikel 28 Abs. 1 und 2 GG ünd dementsprechend Artikel 2 Abs. 2 und Arti- 

; 

ke! 3Abs. 1 LV Sollen die Entscheidungen des Grundgesetzes für das Prinzip der 

Volkssouveränität, der grundsätzlich reprä$entä__tiVen Demokratie ur_1d für ein de- 

mokratisches Wahlverfahren nicht nur auf Landesebene gelten, sondern auch auf 

der kommunalen Ebene (BVerfGE 52, 95 [1 1 1]). 

Das demokratische_Prinzip, nach dem alle Staatsgewalfvom Völk ausgeht 

(Artikel 20 Abs. 28atz 1 GG, Artikel 2 Abs. 1 LV), erfordert, dass Innehabung und 

Ausübung voh Staatsgev_va_lt sich konkret vom Volk herleiten muSs. Die Wahrneh— 

mung staatlicher Befugnisse bedarf einer Legitimation, die auf das Volk selbst zu- 

rückführt beziehungsweise von ihm] ausgeht. Sie kann in‘ verschiedenen Formen,_ 
' 

. 
der funktionellen, der institütionellen, der sachlich-inh'altlichen, der organisato-_ 

risch-personellen Legitimation, erreicht werden (Böckenförde: Demokratie als 

Verfassungsprinzip, in: Isensee/Kirchhoff‚ Handbu'ch des" Staatsrechts, Bd. 1, ä 22 

RN 14). Die organ_isatorisch—personelle demokratische Legitimation besteht in ei- 

nef ununterbrochenen, auf das Volk zurückführenden Legitimationskette für die 

mit der Wahrnehmung“ staatlicher Angelegenheiten betreuten Amtswalter. Die Le- 

gitimation muss allerdings nicht in jedem Fall durch unmittelbare Volkswahl erfol-
' 

gen. ln aller Regel genügt es, dass sie sich mittelbar auf das V,plk als Träger der 
' 

StaatsgeWalt zurückführe'n |äs_st (BVerfGE 47, 253 [272 f., 275 %.1). Die bürgerli- 

chen Mitglieder in" den Fächeusschüssen der GemeindevertrefüngVerfügen in 

diesem Sinne über leine mittelbare, durch den Wahlakt der Gemeindevertretung 

vem1ittelte demokratische Legitimation.



Die mittelbare demokratische Legitimation genügt allerdings nicht für die Bestel— 

lung der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertrefer. Für die Vertretungen 

der Gemeinden und Kreise schreiben nämlich das Grundgesetz (Artikel 28 Abs. 1 

Satz 2 GG) und die Landesverfassung (Artikel 3 Abs. 1 LV) im Bliök auf die Be- 

deutung dieser Gebietskörperschaften als Träger dezentralisiefier öffentlicher 

Verwaltung eine unmittelbare personelle Legitimation vor (BVerfGE 83, 60 [72] 

m. w. N. ). 

Die besondere demokratische Legitimation für die Vertretungen kommunaler Ge- - 

bietskörperschaften erklärt sich aus der Wahrnehmung von quäntitativ und quali— 

tativ bedeutsamen Selbstvemrältungsaufgaben (BVerfGE 52, 95 [1 20 f]). Gemäß 

5 27 Abs. 1 Satz 1 GO trifft die Gemeindevertretung „alle für die Gemeinde wichti- 
gen Entscheidungen und übemacht ihre Durchführung“. Sie; kann allerdings, so— 

weit es sit:h nicht um nach 5 28 Abs. 1 GO ausschließlich der Gemeindevertre— 
tung als Ganzes vorbéhalfene Entscheidungen handelt, bestimmte Entscheidun- 

gend’en Ausschüssen übertragen (545 Abs._3 GO). Die Übertragung bestimmter 

Entscheidungen -.nicht ganzer Aufgaben - kann durch gie Hauptsatzung, dieGye— ~ 

schäftsordnung oder durch Einzelbeschluss generell oder für Einzelfälle erfolgen 

(von Mutius/Rentsch, aa0., 5 45 RN 6)„ In solchen Fällen haben die Ausschüsse 
nicht nur die Funktidn vorbereitender Hilfsorgane (545‘Abé. 1 GO), sondern erle- 

digen die übertragene Angelegenheit selbstständig, jedenfalls, wenn und solange
' 

die Gemeindevertretung die Entscheidung nicht lm Einzelfall wieder an sich zieht 

(S 45 Abs. 3 GO). 

. Der Gesetzgeber hat bei der Ausgestaltung der Ermächtigung an die Gemeinde- 

vertretUng, eine Entscheidungsbefugnis' lm Einzelfall auf einen Ausschuss zu 

übertragen, zu beachten, dass die nach Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 GG und Artikel 3 

Abs. 1 LV, gebotehe un_mittelbar—demokratische Legitimation von Entstheidungen 

nicht gleichsam von innen' ausgehöhlt wird (Vgl. bezogen auf die Übertragung-von
‚ 

Aufgaben auf die Ämter nach 5 5 Abs. 1 Satz 1 AO Steinger, Demokrätische Le- 
gitimation in den schleswig-holsteinischen Ämtern, in: Demokratie in Sc'hleswig-

‘ 

Holstein, Hrsg. G. We'wer, S. 449 [464]). Er hat dem im geltenden Rechtdurch die
' 

Begrenzung der zulässigen Zahl bürgerlicher Ausschussmitglieder Rechnung ge— 

tragen. Jedoch selbst auf der Grundlage des geltenden Rechts mahnen 

von Mutius/Rentsch lm Hinblick auf die unterschiedliche demokratische Legitima- 

tion der A_u'sschussmitglieder bei der Delegation von Letztentscheidungen auf die 

Ausschüsse zur Zurückhaltung (aaO. 5 45 RN 6). Insoweit würde eine Régelung, 
die etwa die Begrerizung der Anzahl bürgerliöher Mitglieder in den Ausschüssen



aufhebt und dadurch die Möglichkeit eröffhet, dass Letztentscheidung'en der Aus- 
' 

schüsse mit einer Mehrheit nicht unmittelbar-demokratisch legitimierterAus- 

schussmitglie_der getroffen werden können,“ 'V‘erfassungsrechtlicherl Bedenken be- 

gegnen. Das gilt auch unter der Vofaus's'etzung, dass dieGemeinäevertretung die 

'EntsCheidun9 jederzeit wieder ah sich ziehen kann (@ 45 Abs. 5 GO). Der Gesetz-' 

ggbg‘r hat durch eine entsprechende Fassung der Ermächtigung zu gewährleisten 

dass die Gemeindevertretung vo_n dem Recht, letztentscheidende Ausschüsse 

unter Beteiligung bürgerlicher Ausschussmitglieder einzusetzen‚'nur im Rahmen 
der' verfassungs'rechtlichen Vorgaben Gebrauch machen kann. Er darf es nicht 

V 

der Geméindevertretung4überlassen‚ ob sie irn Falle eines Verstoßes gegen sof- — 

che Vorgaben dern jeweiligen Ausschuss die Entscheidungsbefué'riis entzieht. 

Mit freundlichen Grüßen 

Für den V\Rssenschaftlichen Dienst 

(Hübner) 

.....


